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Fristen und Termine 

Steuerzahlungstermine im November  

 Fällig-

keit 

Zahlungsfrist bei 

Überweisung  

Lohn- /Kirchensteuer  10.11.  13.11.  

Umsatzsteuer  10.11.  13.11.  

Gewerbesteuer 15.11. 20.11. 

Grundsteuer 15.11. 20.11. 

 

 

Zahlungstermine für Sozialversi-

cherungsbeiträge 

 Fällig-

keit 
Für November 28.11. 

 

 

Aktuelle Hinweise  

Gesetzliche Änderungen 2018  

Zum 1. Januar 2018 treten weitere steuerliche Neu-

regelungen in Kraft, die wir hier in einem kurzen 

Überblick für Sie noch einmal zusammenfassen. 

 

Wertgrenzen für GWG und Sammelposten 
Mit dem Gesetz wurden die Wertgrenzen für die So-

fortabschreibung von geringwertigen Wirtschaftsgü-

tern und den Sammelposten erhöht. 

Die Wertgrenze für die Sofortabschreibung von ge-

ringwertigen Wirtschaftsgütern wird von bisher 410 

€ auf 800 € angehoben. 

Die untere Wertgrenze zur Bildung eines Sammel-

postens wird von 150 € auf 250 € angehoben. 

Die neuen Wertgrenzen sind erstmals bei Wirt-
schaftsgütern anzuwenden, die nach dem 

31.12.2017 angeschafft, hergestellt oder in das Be-

triebsvermögen eingelegt werden. 

Auch die Wertgrenze für die getrennte Aufzeich-

nungspflicht von GWG wurde von 150 € auf 250 € im 

Rahmen des Bürokratieentlastungsgesetzes angeho-

ben. Damit können Wirtschaftsgüter bis zu einem 

Wert von 250 € direkt als Aufwand behandelt wer-

den und müssen nicht mehr auf ein separates GWG 

bzw. Sammelpostenkonto verbucht werden 

 

Hinweis:  

Durch die Anhebung der GWG-Grenze hat der Sam-

melposten an Bedeutung verloren. In den Sammel-

posten können zukünftig Wirtschaftsgüter deren 

Wert größer als 250 € ist, aber 1.000 €  nicht über-

steigt eingestellt werden. Der Sammelposten ist un-

abhängig von der tatsächlichen Nutzungsdauer der 

eingestellten Wirtschaftsgüter erfolgswirksam im 

Jahr der Bildung und der folgenden 4 Jahre aufzulö-

sen. Entscheidet man sich für den Sammelposten, 

sind einheitlich alle Wirtschaftsgüter mit einem Wert 
von mehr als  250 € bis 1.000 € in den Sammelposten 

einzustellen. Eine GWG-Sofortabschreibung scheidet 

dann aus. Die Wahl des Sammelpostens macht daher 

nur noch Sinn, wenn eine Vielzahl von Wirtschaftsgü-

tern im Wert von 800,01 € bis 1000 € angeschafft 

werden, deren Nutzungsdauer größer als 5 Jahre ist, 

was eine seltene Ausnahme sein sollte.  

 

Steuerfreiheit von Sanierungsgewinnen 
Der BFH hatte im November 2016 geurteilt, dass der 
Sanierungserlass der Finanzverwaltung gegen den 

Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung ver-

stößt. Auf dieses Urteil reagiert die Bundesregierung 

nun mit einer gesetzlichen Regelung. Zukünftig wer-

den Sanierungsgewinne von Gesetzes wegen von der 

Steuer befreit.  

Als Sanierungsgewinn bezeichnet man Betriebsver-

mögensmehrungen, die dadurch entstehen, dass 

Gläubiger mit dem Ziel, den Schuldner zu sanieren, 
diesem Verbindlichkeiten erlassen. Nach der neuen 

gesetzlichen Regelung liegt eine unternehmensbezo-

gene Sanierung vor, wenn der Steuerpflichtige für 

den Zeitpunkt des Schuldenerlasses die Sanierungs-

bedürftigkeit und die Sanierungsfähigkeit des Unter-

nehmens, die Sanierungseignung des betrieblich be-

gründeten Schuldenerlasses und die Sanierungsab-

sicht der Gläubiger nachweist.  

Betriebsausgaben, die mit einem steuerfreien Sanie-

rungsertrag im unmittelbarem wirtschaftlichem Zu-
sammenhang stehen, dürfen unabhängig davon, in 

welchem Veranlagungszeitraum der Sanierungser-

trag entsteht, nicht abgezogen werden. 

Der Sanierungsertrag mindert zudem die Verlustvor-

träge des Unternehmens und einen Verlustrücktrag 

aus dem der Sanierung folgenden Veranlagungszeit-

raums.  

Die Regelung ist auf alle Fälle anzuwenden, in denen 

die Schulden ganz oder teilweise nach dem 8. Febru-

ar 2017 (Tag der Veröffentlichung des Beschlusses 
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des Großen Senats des BFH) erlassen wurden. Sie 

tritt jedoch erst dann in Kraft, wenn die EU-
Kommission festgestellt hat, dass es sich bei der Re-

gelung um keine staatliche Beihilfe handelt, die ge-

gen das EU-Recht verstößt. 

 

Hinweis: 

Für Steuerfälle, in denen der Schuldenerlass bis zum 

8. Februar 2017 ausgesprochen wurde oder in denen 

bis zu diesem Stichtag eine verbindliche Auskunft er-

teilt wurde, ist der bisherige Sanierungserlass aus 

Vertrauensschutzgründen weiterhin anwendbar.  
 

Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 
Steuerpflichtige werden nun verpflichtet, Geschäfts-

beziehungen zu Personengesellschaften, Körper-

schaften, Personenvereinigungen oder Vermögens-

massen in Drittstaaten, die sie unmittelbar oder mit-

telbar beherrschen oder bestimmen können, anzu-

zeigen.  

Weiter müssen Finanzinstitute von ihnen hergestell-

te oder vermittelte Geschäftsbeziehungen zu Dritt-
staatengesellschaften anzeigen. In diesem Zuge wird 

das steuerliche Bankgeheimnis aufgehoben. Weiter 

wird der automatisierte Kontenabrufverfahren für 

Besteuerungszwecke erweitert. 

Mit dem Gesetz wurden jedoch auch andere für die 

Praxis relevante Änderungen verabschiedet: 

• Erbschaftsteuerpflicht für Abfindungszah-

lungen an einen weichenden Erbprätenden-
ten und vergleichbare Abfindungszahlungen. 

• Änderung der Gesetzesregelung zur automa-

tisierten Einreihung in Steuerklassen bei 

Eheschließung (neu: IV / IV statt III / - bzw. III 

/ V), und damit Beibehaltung der im ELStAM-

Verfahren seit 2012 geltenden Übergangsre-

gelung als Dauerregelung. 

• Einführung eines einseitigen Antrags auf 
Steuerklassenwechsel von III / V zu IV / IV. 

• Zweijährige Gültigkeit des im Faktorverfah-

ren festgelegten Faktors ab dem Veranla-

gungszeitraum 2019. 

• Kindergeldanträge können ab 2018 nur noch 

für 6 Monate rückwirkend gestellt werden. 

 
Betriebsrentenstärkungsgesetz 
Das Gesetz soll die betriebliche Altersvorsorge, auch 

in kleinen und mittleren Unternehmen, weiter ver-

breiten. Die Kernpunkte des Gesetzes sind die 

• Erhöhung des steuerfreien Höchstbetrages 

für Beiträge des Arbeitgebers aus dem ers-

ten Dienstverhältnis an einen Pensionsfonds, 

eine Pensionskasse oder für eine Direktversi-
cherung auf 8 % der Beitragsbemessungs-

grenze in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung. 

• Möglichkeit zur Zahlung von Zusatzleistung 

bei Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis 

sowie Nachholen steuerfreier Beiträge bei 

Unterbrechungen. 

• Förderung von Geringverdienern durch An-
rechnung von arbeitgeberfinanzierten Bei-

trägen auf die Lohnsteuerzahllast. 

• Verpflichtende Weitergabe von eingesparten 

Sozialversicherungsbeiträgen durch den Ar-

beitgeber. 

• Verbesserung der Riesterförderung durch 

Erhöhung der Grundzulage von 154 € auf 
175 € sowie der Einführung eines Anrech-

nungsfreibetrages von 202 € auf die Grund-

sicherung. 

 

Hinweis: 

Unsere ausführliche Zusammenfassung zum Be-

triebsrentenstärkungsgesetz finden Sie in unserer 

Ausgabe 09/17. Wir beraten Sie hierzu gerne.  

 

 

Vor 2009 erworbene Fonds werden nun 

steuerpflichtig! 

Zum 1. Januar 2018 tritt das Investmentsteuerre-

formgesetz in Kraft. Durch die Reform wird die Be-

steuerung von in- und ausländischen Fonds grundle-

gend geändert. Die Investmentfonds müssen dann 
u.a. inländische Beteiligungseinnahmen und Immobi-

lienerträge versteuern. Alle Investmentfonds werden 

grundsätzlich jährlich versteuert. 

Bei den Anlegern, die in Aktien-, Misch- und Immobi-

lienfonds investiert haben, werden die Investmen-

terträge wegen der Versteuerung auf der Ebene der 

Investmentfonds teilweise von der Besteuerung frei-

gestellt (Aktienfonds 30 %; Mischfonds 15 %). Auf 

den Rest ist dann die Abgeltungssteuer in Höhe von 

25 % zzgl. Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer 
zu zahlen. Die Sparer versteuern zukünftig die Aus-

schüttungen, die Veräußerungsgewinne und die 

Vorabpauschalen. Die Vorabpauschalen bilden die 

ausschüttungsgleichen Erträge ab. Die Bank ermittelt 

dies für den Anleger und führt die Steuer direkt ab.  

 

Altbestände 
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Als der Gesetzgeber im Jahr 2009 die Abgeltungs-

steuer einführte, hat er für die damals vorhandenen 
Fonds einen Bestandsschutz geschaffen. Gewinne 

aus der Veräußerung von Wertpapieren wurden 

nach einer Haltedauer von 1 Jahr steuerfrei gestellt.  

Diesen Bestandsschutz hebt der Gesetzgeber mit der 

Investmentsteuerreform zum 31. Dezember 2017 

auf! Für Fondsanteile, die vor dem 1. Januar 2009 

erworben wurden, werden die Wertzuwächse, die 

bis zum 31. Dezember 2017 entstanden sind, aller-

dings nicht besteuert. Erst Wertzuwächse, die ab 

2018 entstehen, werden nach den neuen Regeln 
versteuert, wobei für diese ein Steuerfreibetrag in 

Höhe von 100.000 € in Anspruch genommen werden 

kann. Damit wollte der Gesetzgeber sicherlich Klein-

anlegern entgegen kommen und die Gesetzesände-

rung geräuschlos über die Bühne bringen, was ihm 

offenbar gelungen ist. Bei größeren Depots können 

die Wertzuwächse der Altbestände aber durchaus 

den Freibetrag überschreiten, so dass beim Fonds-

verkauf dann Abgeltungsteuer fällig wird. Verluste 

werden gegengerechnet.  
 

Hinweis: 

Es empfiehlt sich aus unserer Sicht jedoch nicht, aus 

diesem Grund Altfonds vor 2018 zu verkaufen und 

dann neu anzulegen, denn dann würde der Freibe-

trag von 100.000 € auf die Wertzuwächse der Altbe-

stände ab 2018 verwirkt. Wir beraten Sie gerne. 
Quelle: Investmentsteuerreformgesetz vom 19. Juli 2016, BGBl. 2016 I S. 
1730 

 

 

Achtung: Anhebung der Bodenrichtwerte 

im Jahr 2018! 

Mit Beginn des Jahres 2018 werden die neuen Bo-

denrichtwerte veröffentlicht. Dies kann Auswirkun-

gen auf die Erbschaft- und Schenkungsteuer bei Im-

mobilien haben. Unbebaute Grundstücke werden 

nämlich unter Ansatz des aktuellen Bodenrichtwerts 

vor dem Besteuerungszeitpunkt bewertet. In bebau-

ten Gebieten sind Bodenrichtwerte nach dem Bau-

gesetzbuch mit dem Wert zu ermitteln, der sich er-

geben würde, wenn der Boden unbebaut wäre. Die 
Bodenrichtwerte sind in der Regel jeweils zum Ende 

jedes zweiten Kalenderjahrs festzulegen. Bestimmte 

landesrechtlicher Regelung sehen statt der zweijäh-

rigen Ermittlung der Bodenrichtwerte einen Ein-

Jahreszeitraum vor. Wie in den zurückliegenden Jah-

ren (2016, 2014 etc.) ist damit zu rechnen, dass 2018 

erneut erhebliche Steigerungen bei den neuen Bo-

denrichtwerten zu verzeichnen sind. Das hat insbe-

sondere Bedeutung für die unentgeltliche Übertra-
gung von Immobilien (Schenkung/Erbfall).  

 

Beispiel:  

Grundstücksgröße: 600 qm. 

Bodenrichtwert 2016: 250 €/qm 

Bodenrichtwert 2018: 350 €/qm 

Es ergibt sich ein höherer Wert von 60.000 €.  

 

Auch bei den bebauten Grundstücken gehen die Bo-

denrichtwerte entsprechend in die Bewertung ein.  
 

Hinweis: 

In der Regel kann man zwar davon ausgehen, dass 

bei der Übertragung eines normalen Einfamilienhau-

ses an die Kinder keine Schenkungsteuer entsteht; bei 

der Übertragung größeren Vermögens und/oder z.B. 

an die Enkelkinder reichen u.U. die persönlichen Frei-

beträge nicht aus. Dies gilt insbesondere auch in den 

Fällen, in denen bereits Vorschenkungen stattgefun-

den haben. Lassen Sie sich von uns beraten.  
 

 

Unternehmer 

Transparenzregister – neue Bürokratie für 

Unternehmer!  

Durch die Umsetzung der vierten EU-

Geldwäscherichtlinie im Sommer dieses Jahres müs-

sen Unternehmen ihre maßgeblichen Beteiligungs-

verhältnisse auch an das sogenannte Transparenzre-

gister melden. Bei dem Transparenzregister handelt 

es sich um ein Register zur Erfassung und Zugäng-
lichmachung von Angaben über den wirtschaftlich 

Berechtigten.  

Juristische Personen des Privatrechts (z.B. GmbH) 

und eingetragene Personengesellschaften (oHG, KG 

(nicht GbR!)) haben die im Geldwäschegesetz aufge-

führten Angaben zu den wirtschaftlich Berechtigten 

dieser Vereinigungen einschließlich des Wohnsitz-

landes einzuholen, aufzubewahren, auf aktuellem 

Stand zu halten und der registerführenden Stelle 

(der Bundesanzeiger-Verlag GmbH) unverzüglich zur 
Eintragung in das Transparenzregister mitzuteilen. Es 

geht dabei um die Personen, die über mehr als 25 % 

der Kapitalanteile oder Stimmrechte verfügen bzw. 

diese kontrollieren. Als „Kontrolle“ sind auch Ab-
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sprachen im Kreis der Anteilseigner, Stimmpoolver-

einbarungen oder Treuhandverhältnisse zu verste-
hen. Die Mitteilungen waren erstmals bis zum 1. Ok-

tober 2017 vorzunehmen. Folgende Angaben sind zu 

machen: 

• Vor- und Nachname, 

• Geburtsdatum,  

• Wohnort und  

• Art und Umfang des wirtschaftlichen Inte-

resses des wirtschaftlich Berechtigten. 

Das Geldwäschegesetz beinhaltet jedoch Ausnah-

men von der Meldepflicht. So gilt die Mitteilung als 

erfüllt, wenn sich die Angaben bereits aus bestimm-

ten anderen Dokumenten ergeben, z.B. aus dem 

Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-, Ver-

einsregister, Liste der Gesellschafter von GmbH und 

Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) so-
wie Gesellschafterverträge, sofern diese als Gesell-

schafterliste gelten. Wenn sich aus der Beteiligungs-

angabe in der Gesellschafterliste die Stellung als 

wirtschaftlich Berechtigter nicht ergibt, muss zusätz-

lich gemeldet werden. Wurde die Gesellschafterliste 

bislang nicht elektronisch hinterlegt, so entfällt die 

Meldepflicht nicht!  

Bei den eingetragenen Personenhandelsgesellschaf-

ten (oHG, KG) ist davon auszugehen, dass zunächst 

keine Meldung zu erfolgen hat. Insoweit dürfte es 
für die Meldefiktion ausreichen, dass der oder die 

vertretungsberechtigten Gesellschafter im Handels-

register eingetragen sind. Bei zwei oder drei Gesell-

schaftern besteht bei gesetzlicher Regelung eine 

über 25 %-Stimmkraft. Wer aber als Gesellschafter 

über mehr als 25 % der Stimmen aufgrund gesell-

schaftsvertraglicher Gestaltung verfügt, muss Anga-

ben machen. 

 

Hinweis: 

Von der Eintragung unabhängig ist die Pflicht zur 

Einholung der o.g. Daten. Die Pflichten treffen die 

Geschäftsführung der jeweiligen Gesellschaft.  

Für die Eintragung fallen Gebühren an. Man sollte 

die Meldepflichten jedoch ernst nehmen, denn ein 

Verstoß ist mit erheblichen Bußgeldern behaftet.  

Weitere Informationen: www.transparenzregister.de.  

 

 

Neue Meldepflicht beim Handel mit Deriva-

ten   

Ab dem 3. Januar 2018 sind u.a. Finanzinstitute dazu 

verpflichtet, Unternehmen, die mit Derivaten han-

deln, mit einem Legal Entity Identifier (LEI) zu identi-

fizieren. Diese Verpflichtung basiert auf einer EU-
Richtlinie, die der Harmonisierung der europäischen 

Finanzmärkte dienen soll, und eine Folge der Finanz-

krise im Jahr 2008 darstellt.  

Mit Derivaten wird beispielsweise auf die Preisent-

wicklung von Wertpapieren spekuliert, Sie dienen 

aber auch der Absicherung von Preisrisiken. Hierun-

ter fallen u.a. Optionen, Termingeschäfte und Swaps. 

Unternehmen, die mit Derivaten handeln, werden 

derzeit von den die Derivaten verwaltenden Institu-

tionen aufgefordert, eine LEI-Nummer vorzulegen. 
Diese müssen die Unternehmer kostenpflichtig be-

antragen. 

Ein Legal Entity Identifier (LEI) ist eine global eindeu-

tige Kennung für eigenständige Rechtsträger im Fi-

nanzmarkt, die dazu dient, jeden Vertragspartner 

und jede Finanztransaktion weltweit eindeutig zu 

identifizieren. 

 

Hinweis: 

Die LEI Nummer kann über den Bundesanzeiger 
(https://www.leireg.de/de/) kostenpflichtig bean-

tragt werden.  

 

Ausschüttungen wegen Abschaffung der 

Abgeltungssteuer? 

Die Abschaffung der Abgeltungssteuer steht bei eini-
gen politischen Parteien als Vorhaben in ihren Par-

teiprogrammen. Ob es dazu kommt, bleibt abzuwar-

ten. Die Koalitionsgespräche sind bisher nicht abge-

schlossen.  

Bei Steuerpflichtigen mit einem Einkommensteuer-

satz von mehr als 42 % sollte jedoch geprüft werden, 

ob vorhandene größere Gewinnvorträge noch im 

Geltungsbereich der Abgeltungssteuer ausgeschüttet 

werden sollen. In diesen Fällen wäre die Gesamt-
steuerbelastung bei Abschaffung der Abgeltungs-

steuer (vermutlich) deutlich höher.  

 

Hinweis: 

Benötigt die Gesellschaft die Liquidität, kann diese 

über das sogenannte Schütt-aus-hol-zurück-

Verfahren wieder zur Verfügung gestellt werden.  

 

 



 
 
 

Schauerte & Kollegen StB GmbH November 2017 Seite 5 

 

Rückabwicklung vGA 

Das Finanzgericht Nürnberg hatte darüber zu ent-

scheiden, ob eine vGA rückgängig gemacht werden 

kann. 

Ein Steuerpflichtiger war im Jahr 2010 alleiniger Ge-

sellschafter einer GmbH (A-GmbH). Geschäftsführer 
war sein Vater. Die A-GmbH war zu 95 % am Stamm-

kapital der B-GmbH beteiligt, deren Geschäftsführer 

der jüngere Bruder des Steuerpflichtigen war. Mit 

notariellem Geschäftsanteilsabtretungsvertrag über-

trug die A-GmbH, vertreten durch ihren Geschäfts-

führer, ihre Geschäftsanteile an der B-GmbH auf den 

Bruder "unentgeltlich als Schenkung im Wege der 

vorweggenommenen Erbfolge". Ein Gesellschafter-

beschluss hierzu war nicht gefasst worden, obwohl 

die Beteiligung an der B-GmbH der einzige nennens-
werte Vermögensgegenstand im Vermögen der A-

GmbH war. Der Steuerpflichtige war auch an der Ab-

fassung des notariellen Vertrages nicht beteiligt. 

Im Rahmen der Veranlagung der A-GmbH zur Kör-

perschaftsteuer 2010 nahm das Finanzamt wegen 

der Anteilsübertragung eine verdeckte Gewinnaus-

schüttung i.H.v. 150.000 € an und berücksichtigte 

neben Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit auch 

entsprechend hohe Kapitalerträge. Deshalb wurde 

im Jahr 2014 die Anteilsübertragung wegen Fehlens 
einer Geschäftsgrundlage durch Rückabtretung der 

Geschäftsanteile rückgängig gemacht. Schuldrecht-

lich sollte die Übertragung in das Jahr 2010 zurück-

wirken. Die Parteien hätten beim Abschluss des ers-

ten Vertrages nicht bedacht, dass sich die Übertra-

gung steuerlich als Gewinnausschüttung der A-

GmbH an ihren damaligen Gesellschafter, den Steu-

erpflichtigen, mit anschließender Schenkung an sei-

nen Bruder darstelle. Gewollt sei eine Schenkung des 

Vaters an seinen jüngeren Sohn gewesen.  
Das Finanzamt wies den Einspruch mit dem Hinweis 

zurück, dass die vGA zu Recht als Einkünfte angesetzt 

worden sei. Wie bei einer offenen Gewinnausschüt-

tung könne die einmal eingetretene Vermögensver-

schiebung steuerlich nicht mehr rückgängig gemacht 

werden. 

Das Finanzgericht wies die Klage ab. Nach den allge-

meinen Grundsätzen führe die schenkweise Über-

tragung der Anteile zu einer vGA, da ein anderer 
Grund als das familiäre Näheverhältnis nicht ersicht-

lich sei. Die vGA entfalle auch nicht rückwirkend 

durch die Rückabtretung der Geschäftsanteile, da bei 

laufend veranlagten Steuern Anpassungen an geän-

derte Verhältnisse grundsätzlich nicht rückwirkend 

vorgenommen werden könnten. Das sei nur möglich, 

wenn steuerrechtliche Regelungen dies ausdrücklich 

zuließen. Der Wegfall der Geschäftsgrundlage nach 
dem BGB führe zwar zivilrechtlich zu einer nachträg-

lichen Unwirksamkeit. Die Rechtsfolgen einer vGA 

könnten jedoch dadurch nicht rückgängig gemacht 

werden. Ein zugeflossener Vermögensvorteil bleibe 

auch dann eine Einnahme, wenn der Empfänger ihn 

nicht endgültig behalten dürfe. 

 

Hinweis:  

Durch eine derartige Rückabwicklung kann es mög-

licherweise zu weiteren steuerlichen Belastungen 
kommen. Der Fall zeigt, wie wichtig eine steuerliche 

Beratung vor Anteilsübertragungen innerhalb der 

Familie ist. Sprechen Sie uns an, wir beraten Sie ger-

ne! 
Quelle: FG Nürnberg, Urteil vom 10. Mai 2017, 3 K 1157/16, NZB einge-
legt (Az. des BFH: VIII B 66/17), EFG 2017, S. 1440 

 

 

Vermietung und Verpach-
tung 

Badrenovierung im Home-Office als Wer-

bungskosten 

Ein Steuerpflichtiger, der als Vertriebsleiter bei einer 
KG angestellt war, vermietete eine Wohnung seines 

Zweifamilienhauses umsatzsteuerpflichtig als Home-

Office an die KG. Die Räume wurden auch als solche 

von hm genutzt. In der Einkommensteuererklärung 

machte er einen Verlust aus Vermietung und Ver-

pachtung geltend, der zum Großteil aus der Renovie-

rung des im Home-Office befindlichen Badezimmers 

resultierte.  

Das Finanzamt erkannte die Kosten für die Renovie-

rung nicht an und ordnete sie dem Bereich der priva-
ten Lebensführung zu. In seiner Einspruchsentschei-

dung führte es aus, dass die Anmietung eines kom-

pletten Badezimmers nicht im Interesse des Arbeit-

gebers gelegen habe und daher auch die Kosten für 

die Renovierung nicht anzuerkennen seien. Der 

Mietvertrag enthalte keinerlei Hinweise darauf, in-

wieweit das Badezimmer Gegenstand der Vermie-

tung sei. Darüber hinaus sei – trotz der aufwändigen 

Renovierungsarbeiten – keine Erhöhung der Miete 

erfolgt. Dies deute ebenfalls darauf hin, dass die Re-
novierung des Badezimmers nicht im Interesse des 

Arbeitgebers erfolgte. Der Steuerpflichtige führte 

dagegen aus, dass Voraussetzung für die Anmietung 
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der Räumlichkeiten durch den Arbeitgeber gewesen 

sei, dass diese den repräsentativen Anforderungen 
des Unternehmens entsprächen und - aufgrund des 

Publikumsverkehrs - sanitäre Anlagen vorhanden 

seien.  

Das Finanzgericht Köln entschied den Fall nun wie 

folgt: Die Kosten sind nur insoweit anzuerkennen, als 

sie auf die Toilette, Waschbecken, Seifenspender 

etc. entfallen. Insbesondere die Kosten für Bade-

wanne und Dusche seien nicht zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus entschieden die Richter, dass für den 

Betrieb der Toilette nebst Waschbecken etc. ein Drit-
tel der Gesamtfläche des Badezimmers benötigt 

werde. Die Renovierungskosten, welche also nicht 

direkt einzelnen Sanitäreinrichtungen innerhalb des 

Badezimmers zugeordnet werden könnten, seien nur 

zu einem Drittel zu berücksichtigen. Das Finanzge-

richt folgte der Ansicht des Finanzamts, wonach die 

Anmietung eines kompletten Badezimmers nicht im 

Interesse des Arbeitgebers liegt. Für die Abwicklung 

des Kundenverkehrs seien lediglich das Vorhanden-

sein von Toilette und Waschbecken nebst Zubehör 
notwendig. Gemäß den Ausführungen des Arbeitge-

bers sei Voraussetzung gewesen, dass die Räumlich-

keiten dem Standard der Niederlassungen entsprä-

chen. Auch die Büros des Arbeitgebers verfügten je-

doch über keine vollständig ausgestatteten Bade-

zimmer. Das bereits vorgetragene Argument des Fi-

nanzamts hinsichtlich der nicht erfolgten Mieterhö-

hung sah das Gericht ebenfalls als Indiz für eine aus 

privatem Interesse erfolgte Renovierung an.  
Quelle: FG Köln, Urteil vom 3. August 2016 5K 2515/14, Revision einge-

legt (Az. des BFH: IX R 9/17), www.nrw.de  

 

 

Außergewöhnliche Belas-
tungen 

Unterbringung der Mutter im Pflegeheim 

als außergewöhnliche Belastung 

Steuerpflichtige begehrten die Berücksichtigung von 

Aufwendungen für die Unterbringung der Mutter in 

einem Altenpflegeheim als außergewöhnliche Belas-

tung. Sie machten in ihrer Einkommensteuererklä-

rung neben eigenen Krankheitskosten Zahlungen 

wegen der Pflegebedürftigkeit der Mutter als außer-
gewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt zog 

von den Zahlungen hinsichtlich der Pflegebedürftig-

keit eine Haushaltsersparnis in Höhe von 8.004 € ab. 

Damit blieben die Steuerpflichtigen unterhalb der 

sogenannten zumutbaren Eigenbelastung und die 
Kosten wirkten sich bei der Einkommensteuer nicht 

aus. Hiergegen legten die Steuerpflichtigen Ein-

spruch ein und begehrten die Anerkennung ohne 

den Abzug einer Haushaltsersparnis. Das Finanzamt 

lehnte dies in seiner Einspruchsentscheidung ab.  

Das Finanzgericht Köln gab nun den Steuerpflichti-

gen Recht. Die Richter führten aus, dass die Kosten 

für die krankheitsbedingte Unterbringung der Mut-

ter als außergewöhnliche Belastungen im Sinne des 

Gesetzes anzusehen seien. Ein Wahlrecht und damit 
eine Aufteilung in Unterbringungs- und Pflegekosten 

sehe das Gesetz nicht vor. Aufgrund der eigenen Ein-

künfte der Mutter, welche sowohl über den Regels-

ätzen für die Grundsicherung nach dem Sozialge-

setzbuch als auch über dem von der Verwaltung als 

Haushaltsersparnis anzusetzenden Wert von 8.004 € 

lägen, komme der Ansatz einer Haushaltersparnis 

nicht in Betracht. Die Kosten seien daher in voller 

Höhe als außergewöhnliche Belastung anzuerken-

nen. 
Quelle: FG Köln, Urteil vom 26. Januar 2017, 14 K 2643/16, www.nrw.de 

 
 

Kinder 

Kindergeld bis zum Abschluss des ange-

strebten Berufsziels  

Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, 

dass der Anspruch auf Kindergeld nicht schon dann 

endet, wenn das Kind (vor Erreichen des 25. Lebens-

jahres) einen ersten berufsqualifizierenden Ab-

schluss erreicht hat, sondern erst dann, wenn das 

von Beginn an angestrebte Berufsziel einer mehrak-

tigen Ausbildung erreicht ist. 
Eine Steuerpflichtige war Mutter einer in 1991 gebo-

renen Tochter, die im Juli 2015 die Abschlussprüfung 

im Ausbildungsberuf „Immobilienkauffrau“ bestand 

und ab Oktober 2015 an dem Lehrgang „geprüfter 

Immobilienfachwirt/geprüfte Immobilienfachwirtin“ 

der Industrie- und Handelskammer (IHK) teilnahm. 

Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfung zur 

„geprüften Immobilienfachwirtin“ war das Bestehen 

der Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf „Immobi-

lienkauffrau“ sowie eine mindestens einjährige Be-
rufspraxis nach abgeschlossener Lehre. Deshalb war 

die Tochter der Steuerpflichtigen ab Juli 2015 paral-

lel zu ihrer Ausbildung bei der IHK in einem entspre-

chenden Ausbildungsbetrieb in Koblenz angestellt. 
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Die Familienkasse lehnte den Antrag der Mutter auf 

Kindergeld für die Zeit ab August 2015 mit der Be-
gründung ab, dass die Tochter bereits im Juli 2015 

ihre erste Berufsausbildung abgeschlossen und so-

dann eine Erwerbstätigkeit aufgenommen habe. 

Deshalb könne die Ausbildung bei der IHK nicht be-

rücksichtigt werden. 

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das Fi-

nanzgericht vertrat die Auffassung, dass die Erstaus-

bildung der Tochter erst mit dem Abschluss der Prü-

fung zur „geprüften Immobilienfachwirtin“ ende, so 

dass bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres (= De-
zember 2016) Kindergeld zu gewähren sei. Eine 

erstmalige Berufsausbildung sei nicht bereits mit 

dem ersten (objektiv) berufsqualifizierenden Ab-

schluss in einem öffentlich-rechtlich geordneten 

Ausbildungsgang beendet. Denn es gebe Ausbil-

dungsgänge, bei denen der erste Berufsabschluss le-

diglich integrativer Bestandteil eines einheitlichen 

Ausbildungsgangs sei. Solche mehraktigen Ausbil-

dungsmaßnahmen seien allerdings nur dann als Teil 

einer einheitlichen Erstausbildung zu qualifizieren, 
wenn sie zeitlich und inhaltlich so aufeinander abge-

stimmt seien, dass die Ausbildung nach Erreichen 

des ersten Abschlusses fortgesetzt werden solle und 

das von den Eltern und dem Kind bestimmte Berufs-

ziel erst über den weiterführenden Abschluss er-

reicht werden könne. Liege noch keine abgeschlos-

sene erstmalige Berufsausbildung vor, komme es auf 

eine Erwerbstätigkeit des Kindes nicht an. 

Im vorliegenden Fall sei die Erstausbildung der Toch-
ter somit nicht schon mit dem erfolgreichen Ab-

schluss im Ausbildungsberuf „Immobilienkauffrau“ 

beendet worden, sondern erst mit dem weiter quali-

fizierenden Abschluss „geprüfte Immobilienfachwir-

tin“. Denn dieses Berufsziel habe sie von Beginn an 

angestrebt, aber erst über den weiterführenden Ab-

schluss Immobilienkauffrau“ erreichen können und 

unmittelbar nach dem Ende des ersten Ausbildungs-

abschnittes im Juli 2015 ohne Unterbrechung ab Au-

gust 2015 fortgesetzt. Da ihre Erstausbildung nicht 
im Juli 2015 geendet habe, sei ihre Erwerbstätigkeit 

ab August 2015 unschädlich. 

 

Hinweis:  

Zahlreiche Ausbildungswege gestalten sich heutzuta-

ge als „mehraktige Ausbildungsmaßnahmen“, die 

stets die Frage aufwerfen, ob mit dem Erreichen des 

ersten berufsqualifizierenden Abschlusses das Aus-

bildungsziel bereits erreicht ist. Denn für den Weiter-

bezug von Kindergeld sind nach Abschluss einer 

Erstausbildung nur bestimmte Formen der Erwerbs-

tätigkeit unschädlich (maximal 20 Stunden wöchent-
lich, Ausbildungsdienstverhältnisse oder nur gering-

fügige Beschäftigung). Zu der Thematik liegen bereits 

einige positive Entscheidungen des BFH vor, z.B. zum 

sog. dualen Studium, zum Masterstudium nach vo-

rangegangenem Bachelorstudiengang, zum Besuch 

der Fachoberschule für Technik nach Ausbildung zum 

Elektroniker, zum Betriebswirt (VWA) als fachliche 

Ergänzung oder Vertiefung einer kaufmännischen 

Ausbildung im Gesundheitswesen. 
Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 28. Juni 2017, 5 K 2388/15, NWB 
Dok-ID: PAAAG 51452 

 

 

Umsatzsteuer 

 

 

Vermietung von Stellplätzen an Kfz-Händler 

Nach dem Umsatzsteuergesetz ist die Vermietung 

und Verpachtung von Grundstücken steuerfrei. Da-

gegen ist die Vermietung von Plätzen für das Abstel-

len von Fahrzeugen nicht steuerfrei. Der BFH hat in 

einem jetzt veröffentlichten Urteil zur umsatzsteuer-

rechtlichen Behandlung der Vermietung von Plätzen 

für das Abstellen von zum Verkauf bestimmten Fahr-

zeugen entschieden. 

Eine GmbH & Co. KG war Eigentümerin eines Grund-
stücks. Die teilasphaltierten Flächen des Grundstücks 

waren in ca. 25 Parzellen (Einheiten) aufgeteilt und 

zum Teil durch Hecken und Zäune abgetrennt. Die 

GmbH & Co. KG vermietete diese Einheiten u.a. an 

verschiedene Gebrauchtwagenhändler, die auf den 

von ihnen jeweils angemieteten Flächen die zum 

Verkauf angebotenen Fahrzeuge abstellten, welche 

regelmäßig nicht zum Straßenverkehr zugelassen 

waren. Ein Teil der Gebrauchtwagenhändler hatte 

außerdem Unterstände, Wohnwagen oder (Büro-
)Container aufgestellt, die sie für ihre Verkaufstätig-

keit nutzten. Die GmbH & Co. KG ging von der Steu-

erfreiheit ihrer Umsätze aus - nicht so das Finanz-

amt. Es setzte Umsatzsteuer fest. Die dagegen erho-

bene Klage blieb zwar in erster Instanz erfolglos.  

Der BFH hob das Urteil des Finanzgerichtes nun al-

lerdings auf und wies die Sache ans Finanzgericht zu-

rück. Die Vermietungsleistungen der GmbH & Co. KG 

seien jedenfalls insoweit nicht von der Steuerbefrei-
ung ausgeschlossen, als es sich um eine Nebenleis-

tung zur steuerfreien Grundstücksüberlassung han-
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dele. Die Rückausnahme sei richtlinienkonform ein-

schränkend dahingehend auszulegen, dass die Ver-
mietung von Stellplätzen zum Verkauf von Fahrzeu-

gen jedenfalls dann nicht von der Steuerbefreiung 

ausgenommen sei, wenn sie mit der steuerfreien 

Vermietung von für einen anderen Gebrauch be-

stimmten Grundstücksflächen eng verbunden sei.  

Im vorliegenden Fall sei die Vermietung der Stellplät-

ze der Fahrzeuge mit der steuerfreien Vermietung 

der Grundstücksflächen für das Errichten von Ver-

kaufseinrichtungen - Unterstände, Wohnwagen oder 

(Büro-)Container - mithin für gewerbliche Zwecke 
eng verbunden. Denn die Plätze für das Abstellen der 

betreffenden Fahrzeuge und die für den anderen 

Gebrauch (gewerbliche Zwecke) bestimmte Grund-

stücksfläche seien jeweils Teil ein und derselben Ein-

heit. Beide seien von ein und demselben Vermieter 

(GmbH & Co. KG) an ein und denselben Mieter (je-

weiliger Gebrauchtwagenhändler) und darüber hin-

aus einheitlich in ein und demselben Mietvertrag 

vermietet worden. Mithin handele es sich jeweils um 

einen einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang, der 
von der Steuerbefreiung nicht ausgenommen sei. 

 

Hinweis:  

Im zweiten Rechtsgang wird das Finanzgericht u.a. 

prüfen müssen, ob in allen Fällen der in Rede stehen-

den Vermietungen an Gebrauchtwagenhändler auch 

Flächen zur Errichtung von Verkaufseinrichtungen 

vermietet wurden.  

Außerdem wird es Feststellungen dazu treffen müs-
sen, ob - soweit in den betreffenden Mietverträgen 

Steuer offen ausgewiesen ist - auf die Steuerbefrei-

ung verzichtet wurde. 
Quelle: BFH-Urteil vom 29. März 2017, XI R 20/15, NWB Dok-ID: AAAAG 
51389 

 

Erbschaftsteuer 

Abfindung für den Verzicht auf künftigen 

Pflichtteilsanspruch 

In Abweichung der bisherigen Rechtsprechung hat 

der BFH entschieden, dass sich die Besteuerung der 

Abfindung, die ein künftiger gesetzlicher Erbe an ei-

nen anderen Erben für den Verzicht auf einen künfti-

gen Pflichtteilsanspruch zahlt, sich nach der zwi-

schen den Erben maßgeblichen Steuerklasse richtet. 

Für den Fall, dass er durch letztwillige Verfügung von 

der Erbfolge seiner Mutter ausgeschlossen sein soll-

te, verzichtete im Jahr 2006 ein Steuerpflichtiger 

durch Erbschaftsvertrag gegenüber seinen drei Brü-

dern auf die Geltendmachung seines Pflichtteilsan-
spruchs und hatte dafür von diesen eine Abfindung 

von jeweils 150.000 € erhalten. Nachdem der BFH in 

einem ersten Verfahren bereits entschieden hatte, 

dass die Zahlung der Abfindungen an den Steuer-

pflichtigen nicht als Schenkung der Mutter an diesen, 

sondern als drei freigebige Zuwendungen der Brüder 

an den Steuerpflichtigen zu besteuern sind, erließ 

das Finanzamt drei getrennte Schenkungsteuerbe-

scheide gegen ihn. Dabei rechnete es der Abfindung 

von 150.000 € jeweils den vollen Wert der im Jahr 
2002 erfolgten Schenkungen der Mutter hinzu. Hin-

sichtlich des Freibetrags und des Steuersatzes ging 

das Finanzamt von der im Verhältnis des Steuer-

pflichtigen zu seiner Mutter geltenden Steuerklasse I 

aus. Von der so ermittelten Steuer zog es die anzu-

rechnenden Steuern für die Vorschenkungen ab und 

setzte eine Schenkungssteuer von 28.400 € fest. Das 

Finanzgericht setzte die Schenkungsteuer auf 

10.810 € herab. Die Vorerwerbe rechnete es nicht 

hinzu und berücksichtigte entsprechend dem Antrag 
des Steuerpflichtigen lediglich den geringeren für 

„Übrige Personen der Steuerklasse I“ geltenden 

Freibetrag. 

Der BFH hob die Entscheidung auf. Das Finanzgericht 

habe zutreffend angenommen, dass Vorerwerbe des 

Verzichtenden vom künftigen Erblasser nur berück-

sichtigt werden können, wenn ein Erwerb vom Erb-

lasser zu besteuern ist - also bei einem nach dessen 

Tod mit den anderen gesetzlichen Erben vereinbar-
ten Pflichtteilsverzicht gegen Abfindung. Im Streitfall 

handele es sich aber um eine Zuwendung zwischen 

Geschwistern. Entgegen der Auffassung des Finanz-

gerichtes sei aber nicht die Steuerklasse I für Kinder, 

sondern die im Verhältnis des Steuerpflichtigen zu 

seinen Brüdern geltende Steuerklasse II maßgebend. 

Dementsprechend setzte der BFH die Steuer unter 

Berücksichtigung des geringeren Freibetrages und 

der Steuerklasse II auf 23.650 € fest. 

 
Hinweis:  

Die Steuerklasse bei Verzicht auf Pflichtteils-

(ergänzungs)ansprüche gegenüber einem anderen 

gesetzlichen Erben nach Eintritt des Erbfalls richtet 

sich nach der Steuerklasse, die im Verhältnis zum 

Erblasser gilt. Bislang sollten nach einem BFH-Urteil 

aus 1977 Pflichtteilsverzichte vor Eintritt des Erbfalls 

nicht anders behandelt werden als nach Eintritt des 

Erbfalls.  
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Der BFH kehrt mit dieser Entscheidung zu einer 

Rechtsauffassung zurück, die er bis zu seinem Urteil 
vom 25.05.1977 auch schon früher vertrat. D.h., dass 

es künftig bei Pflichtteilsverzichten zwischen Ge-

schwistern gegen Abfindung, die noch zu Lebzeiten 

des Erblassers vereinbart werden, im Regelfall wegen 

der dann anzuwendenden Steuerklasse II zu einer 

höheren Steuerbelastung kommt als bei einer Ver-

einbarung nach dem Eintritt des Erbfalls, die zu einer 

Anwendung der Steuerklasse I führt. 
Quelle: BFH-Urteil vom 10. Mai 2017, II R 25/15, NWB Dok-ID: LAAAG-
53338 

Sonstiges 

Sozialversicherungspflicht im Ehrenamt 

Ehrenämter sind in der gesetzlichen Sozialversiche-

rung grundsätzlich auch dann beitragsfrei, wenn 

hierfür eine angemessene pauschale Aufwandsent-

schädigung gewährt wird und neben Repräsentati-
onspflichten auch Verwaltungsaufgaben wahrge-

nommen werden, die unmittelbar mit dem Ehren-

amt verbunden sind. Das hat der 12. Senat des Bun-

dessozialgerichts in einem aktuellen Urteil entschie-

den.  

Geklagt hatte eine Kreishandwerkerschaft. Für die 

laufenden Geschäfte unterhielt sie eine eigene Ge-

schäftsstelle mit Angestellten und beschäftigt einen 

hauptamtlichen Geschäftsführer. Ihr stand ein Kreis-

handwerksmeister vor, der diese Aufgabe neben sei-
ner Tätigkeit als selbstständiger Elektromeister eh-

renamtlich wahrnahm. Im Nachgang zu einer Be-

triebsprüfung nahm die Deutsche Rentenversiche-

rung Bund (DRV Bund) an, dass der Kreishand-

werksmeister geringfügig beschäftigt sei und forder-

te pauschale Arbeitgeberbeiträge zur gesetzlichen 

Rentenversicherung in Höhe von rund 2.600 € nach. 

Das Bundessozialgericht (BSG) hat der Kreishand-

werkerschaft in letzter Instanz Recht gegeben. Eh-

renämter zeichneten sich durch die Verfolgung eines 
ideellen, gemeinnützigen Zweckes aus und unter-

schieden sich damit grundlegend von beitragspflich-

tigen, erwerbsorientierten Beschäftigungsverhältnis-

sen. Die Gewährung von Aufwandsentschädigungen 

ändere daran nichts, selbst wenn sie pauschal und 

nicht auf Heller und Pfennig genau entsprechend 

dem tatsächlichen Aufwand erfolge. Auch die Wahr-

nehmung von Verwaltungsaufgaben sei unschädlich, 

soweit sie unmittelbar mit dem Ehrenamt verbunden 
seien, wie zum Beispiel die Einberufung und Leitung 

von Gremiensitzungen. 

 

Hinweis:  

Mit dieser Entscheidung hat das BSG einen vorläufi-

gen Schlusspunkt unter die uneinheitliche Rechtspre-

chung zur sozialversicherungsrechtlichen Einstufung 

pauschaler Aufwandsentschädigungen für ehrenamt-

lich Tätige gezogen. Diese ist seit der Neuregelung 

der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse ein re-

gelmäßiger Streitpunkt in Betriebsprüfungen der 

Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund). 

Das BSG hat klar deutlich gemacht, dass zur Stärkung 

des Ehrenamts eine gesetzliche Klarstellung wün-
schenswert sei.  
Quelle: BSG-Urteil vom 16. August 2017, B 12 KR 14/16 R, Pressemittei-
lung 38/2017 vom 16. August 2017, www.bsg.bund.de 

 

 

Gassi-Service als haushaltsnahe Dienstleis-

tung 

Einer vollberufstätigen Steuerpflichtigen entstanden 

Aufwendungen für die Betreuung ihrer Hunde durch 

einen „Gassi-Service“. Dieser holte die Tiere nach-

mittags in der Wohnung ab und führte sie ca. ein bis 

zwei Stunden auf nahe liegenden Wegen aus. Für die 
entstandenen Aufwendungen im Zusammenhang 

mit dem Hundegassi-Service beantragte die Steuer-

pflichtige die Steuerermäßigung bei Aufwendungen 

für haushaltsnahe Dienstleistungen.  

Das Finanzamt lehnte die Anerkennung der Kosten 

ab, da das Gassi gehen nicht in unmittelbarem räum-

lichen Zusammenhang zum Haushalt durchgeführt 

worden sei. Etwas anderes folge auch nicht aus dem 

neuen BMF-Schreiben zu der entsprechenden Vor-

schrift, wonach für die Unterscheidung in begünstig-
te und nicht begünstigte Maßnahmen das alleinige 

Abgrenzungsmerkmal "innerhalb und außerhalb" des 

Haushalts maßgebend sei. Da der räumliche Bereich 

des Haushalts regelmäßig durch die Grundstücks-

grenzen abgesteckt sei, handele es sich beim Ausfüh-

ren der Hunde außerhalb der Grundstücksgrenzen 

um eine Dienstleistung, die außerhalb des Haushalts 

erbracht werde und damit nicht begünstigt sei. 

Der Fall ging vor das Hessische Finanzgericht, das der 

Steuerpflichtigen Recht gab. Die Gewährung der 
Steuerermäßigung scheitere nicht daran, dass die 

konkrete Dienstleistung nicht "im" Haushalt der 

Steuerpflichtigen ausgeübt wurde. Der Begriff "im 

Haushalt" sei räumlich-funktional auszulegen. Des-

halb würden die Grenzen des Haushalts im Sinne 

dieser Vorschrift nicht ausnahmslos durch die 

Grundstücksgrenzen abgesteckt. Es müsse sich dabei 
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allerdings um Tätigkeiten handeln, die ansonsten üb-

licherweise von Familienmitgliedern erbracht und in 
unmittelbarem räumlichen Zusammenhang zum 

Haushalt durchgeführt und dem Haushalt dienen 

würden. Beim Gassi gehen handele es sich um eine 

Leistung mit einem unmittelbar räumlichen Bezug 

zum Haushalt, die dem Haushalt (dem haushaltszu-

gehörigen Tier) diene. 

 

Hinweis:  

Die Entscheidung ist schlüssig und zu begrüßen. Ein 

anderslautendes Urteil des Finanzgericht Münster 
wurde im Revisionsverfahren vom BFH aufgehoben. 

Der Auffassung hat sich auch die Finanzverwaltung 

angeschlossen und bei der beispielhaften Aufzählung 

begünstigter haushaltsnaher Dienstleistungen im 

BMF-Schreiben vom 9. November 2016 Kosten von 

Tierbetreuung oder -pflege aufführt, wenn die Kosten 

der Maßnahmen innerhalb des Haushalts anfallen, 

wie zum Beispiel Fellpflege, Ausführen, Reinigungs-

arbeiten, in Abgrenzung zu Maßnahmen, die außer-

halb des Haushalts, zum Beispiel in einer Tierpension 
stattfinden. Umso erstaunlicher, dass das Verfahren 

dennoch zum BFH geht.  
Quelle: FG Hessen, Urteil vom 1. Februar 2017, 12 K 902/16, NZB einge-
legt (Az. des BFH: VI B 25/17), NWB Dok-ID: FAAAG-55991 

 

 
 

Zuwendungen an kommunale Wählerverei-

nigungen 

Der BFH hat entschieden, dass Spenden an kommu-

nale Wählervereinigungen nicht als Sonderausgaben 

in Form von Spenden an politische Parteien (in voller 
Höhe bis zu einem Höchstbetrag von 1.650 € bzw. 

3.300 €) geltend gemacht werden können. Steuer-

pflichtigen stehe lediglich der Abzug von Spenden an 

unabhängige Wählervereinigungen zu (in Höhe von 

50 % bis zu einem Höchstbetrag von 825 € bzw. 

1.650 €).  

Ein Steuerpflichtiger wandte einer kommunalen 

Wählervereinigung Beträge zu, die die Höchstbeträ-

ge für den Spendenabzug an politische Parteien und 

an unabhängige Wählervereinigungen überstiegen. 
Der nicht begünstigte Teilbetrag sollte als Sonder-

ausgabe berücksichtigt werden. Das Finanzamt lehn-

te den Spendenabzug ab, da die kommunale Wäh-

lervereinigung keine Partei i.S. des Parteiengesetzes 

(PartG) sei. 

Nach Ansicht des BFH ist die fehlende Begünstigung 

von Spenden und Beiträgen an kommunale Wähler-

vereinigungen verfassungsrechtlich unbedenklich 

und verletzt deren Chancengleichheit auf kommuna-
ler Ebene nicht. Dies entspreche der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG), welches 

wiederholt zu dieser Frage entschieden habe. Die 

geltenden Höchstbeträge stimmten inflationsbedingt 

im Wesentlichen mit den vom BVerfG überprüften 

Beträgen überein. Auch habe sich das rechtliche Um-

feld auf kommunaler Ebene nicht wesentlich verän-

dert. Schließlich sei zu berücksichtigen, dass der Ge-

setzgeber bei der sog. mittelbaren Parteienfinanzie-

rung die besonderen Aufgaben der Parteien auf re-
gionaler wie überregionaler Ebene zu beachten ha-

be. 
Quelle: BFH-Urteil vom 20. März 2017, X R 55/14, DStR 2017 S. 6 

 

 

Freimaurerloge nicht gemeinnützig 

Eine Freimaurerloge, die Frauen von der Mitglied-

schaft ausschließt, ist nicht gemeinnützig. Das hat 

der BFH in einem aktuellen Urteil entschieden.  

Eine Freimaurerloge verfolgte nach ihrer Satzung 

ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwe-

cke. Zweck der Loge war "die Förderung der Religion 

und die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen o-

der Personengruppen“. Der Satzungszweck wurde 

insbesondere durch die Abhaltung ritueller Arbeiten 
und freimaurischen Unterricht, die Pflege freimauri-

schen Liedgutes sowie die Verwaltung des Armen-

wesens und die Unterhaltung einer Sterbe- und Un-

terstützungskasse verwirklicht. Mitglieder der Loge 

konnten aber nur Männer werden.  

Nach Abgabe der Körperschaftsteuererklärung setzte 

das Finanzamt zunächst Körperschaftsteuer fest. Da-

gegen legte die Loge Einspruch ein und beantragte, 

sie als gemeinnützig anzuerkennen. Der Fall ging bis 

zum BFH.  
Der BFH verneinte die Gemeinnützigkeit. Die Tätig-

keit der Loge sei nicht darauf gerichtet, die Allge-

meinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem 

Gebiet selbstlos zu fördern, da sie Frauen ohne sach-

lich zwingenden Grund von der Mitgliedschaft aus-

schließe. Der BFH sah hierin keinen Eingriff in das 

Selbstbestimmungsrecht der Loge. Denn der Loge sei 

es durch die Versagung der Steuervergünstigung 

nicht verwehrt, nur Männer als Mitglieder auszu-

wählen und aufzunehmen. Soweit sich die Loge da-
rauf beriefe, dass katholische Ordensgemeinschaften 

als gemeinnützig anerkannt würden, obwohl sie 

ebenfalls Männer oder Frauen von der Mitglied-

schaft ausschließen, verwies der BFH darauf, dass die 
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Förderung mildtätiger oder kirchlicher Zwecke keine 

Förderung der Allgemeinheit erfordere. 
 

Hinweis:  

Die Entscheidung ist zu einer traditionellen Freimau-

erloge ergangen. Das Urteil des BFH könnte sich aber 

auch auf andere Vereine auswirken, die die Gemein-

nützigkeit in Anspruch nehmen, aber Männer oder 

Frauen ohne sachlichen Grund von der Mitgliedschaft 

ausschließen. 
Quelle: BFH-Urteil vom 17. Mai 2017, V R 52/15, NWB Dok-ID: GAAAG-
52012 sowie BFH-Pressemitteilung Nr. 50/17 vom 2. August 2017, 
www.bundesfinanzhof.de   

 

 

 


